AG Kooperation RU 

Der konfessionelle Religionsunterricht 

mit erweiterter Kooperation

- Konzept -
Anliegen und Ziel

Jedes getaufte Kind erhält in Bayern konfessionellen Religionsunterricht. Im Grund-, Mittel- und Förderschulbereich ist dies allerdings aufgrund der demographischen und religionsdemographischen Entwicklungen mit dem bisherigen Organisationsmodell nicht mehr in allen Regionen Bayerns möglich. Um das grundsätzliche Ziel religiöser Erziehung und Bildung dennoch zu erreichen, haben die römisch-katholischen (Erz-)Diözesen in Bayern und die evangelisch-lutherische Kirche in Bayern vereinbart, dass die Arbeitsgruppe „AG Kooperation RU“ für extreme Diasporasituationen Varianten zur bestehenden Organisation entwickelt. Der konfessionelle Religionsunterricht ist und bleibt jedoch die gesetzlich verfasste und daher auch bestimmende Form des Religionsunterrichts an bayerischen Schulen.
Grundlage
Im Rahmen eines dreijährigen Projektes der Kirchen, das den Titel „konfessioneller Religionsunterricht mit erweiterter Kooperation“ trägt, sollen Schülerinnen und Schüler der Minderheitskonfession den Religionsunterricht der Mehrheitskonfession besuchen dürfen, wenn keine eigenständige Religionsgruppe gebildet werden kann.

Grundlage für diese Zusammenarbeit sind die „Eckpunkte für den konfessionellen Religionsunterricht an Grund-, Mittel- und Förderschulen in extremen Diasporagebieten“ der evangelisch-lutherischen Kirche in Bayern sowie das Dokument der römisch-katholischen (Erz-)Diözesen in Bayern mit dem Titel „Zukunft des konfessionellen Religionsunterrichts. Eckpunkte für den konfessionellen Religionsunterricht an Grund-, Mittel- und Förderschulen“. Diese umreißen den Rahmen des Projekts, der im Folgenden ausgeführt wird.

Umsetzung
Voraussetzung
Voraussetzung für die Durchführung des Projektes in einer Religionsgruppe an einer Schule ist das Einverständnis folgender Beteiligten:

- die evangelische und die katholische Lehrkraft der betreffenden Religionsgruppe, die für dieses Projekt fortgebildet werden,
- der Eltern der evangelischen und katholischen Kinder der betreffenden Religionsgruppe,
- der Schulleitung der betreffenden Schule, 
- der zuständigen kirchlichen Stellen auf evangelischer und katholischer Seite. 
Die Letztentscheidung treffen die jeweilige Schulabteilung der (Erz-)Diözese sowie die zuständige Direktorin bzw. der zuständige Direktor des Schulreferats im Kirchenkreis. Diese informieren auch die staatlichen Stellen. 
Grundsätzlich werden alle Möglichkeiten, konfessionellen Religionsunterricht anzubieten, ausgeschöpft. Dazu gehören insbesondere Lösungen für Grundschul- bzw. Mittelschulverbünde und jahrgangsstufenübergreifende Lösungen in didaktisch-pädagogisch vertretbarem Rahmen. 

Konfessioneller Religionsunterricht mit erweiterter Kooperation kann dann angeboten und für ein Jahr eingerichtet werden, wenn für eine Konfession aufgrund zu geringer Schülerzahl keine eigenständige Religionsgruppe gebildet werden kann (vgl. BayScho §27 (2)).
Lehrkräfte und Lehrplan

Die Grundlage des konfessionellen Religionsunterrichts mit erweiterter Kooperation ist der Lehrplan der Mehrheitskonfession der jeweiligen Religionsgruppe. Die Lehrkraft der Mehrheitskonfession trägt die Verantwortung für den Religionsunterricht und unterrichtet den Lehrplan der Mehrheitskonfession. Sie thematisiert konfessionssensibel spezifische Inhalte der Minderheitskonfession in vertretbarem Rahmen. Dabei sollte ein/eine kirchliche/r Vertreter/Vertreterin der Minderheitskonfession im Sinne eines Experten/eine Expertin im Unterricht (max. 12 Unterrichtsstunden) beteiligt werden. 
Leistungsnachweise und Notengebung 

Die Verantwortung für die Notengebung im Rahmen der erweiterten Kooperation trägt die Lehrkraft der Mehrheitskonfession. Eine Schülerin/ein Schüler erhält eine Zeugnisnote im Fach Religionslehre der Mehrheitskonfession. Dabei verweist die Zeugnisbemerkung „Die Schülerin/der Schüler hat am Konfessionellen Religionsunterricht mit erweiterter Kooperation teilgenommen“ auf die Inhalte des erteilten Religionsunterrichts.    
Finanzierung

Die beteiligten Kirchen übernehmen die Personalkosten der Lehrkraft der Minderheitskonfession (gemäß Überstundenregelung), wenn eine kirchliche Lehrkraft dafür eingesetzt wird. 
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